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3 1 4 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Notenwechsel über die gegenseitige Anerken-
nung weiterer akademischer Grade zwischen der Republik Österreich und der Ita-
lienischen Republik samt Beilage

3 1 5 . Änderung des Budapester Vertrages über die internationale Anerkennung der Hinterlegung von
Mikroorganismen für die Zwecke von Patentverfahren, unterzeichnet in Budapest

3 1 6 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Randnummer 2010 des
ADR über die Beförderung von Di-(äthylhexyl)-peroxydicarbonat in einer Lösung
mit mindestens 25% aliphatischen Kohlenwasserstoffen mit einem Siedepunkt über
160° C

3 1 7 . Vereinbarung zwischen dem Verkehrsminister der Republik Italien und dem Bundesminister für Ver-
kehr der Republik Österreich gemäß Rn. 2010 und 10602 des ADR betreffend die
Beförderung von Dicumylperoxid in Tankcontainern mit einem Fassungsraum von
1740 l

3 1 8 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik über die Gleich-
wertigkeit der Reifezeugnisse für die Zulassung zu den Universitäten
(NR: GP XVI RV 14 AB 168 S. 35. BR: AB 2809 S. 443.)

314. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
24. Juli 1984 betreffend die Berichtigung von
Druckfehlern im Notenwechsel über die
gegenseitige Anerkennung weiterer akademi-
scher Grade zwischen der Republik Österreich
und der Italienischen Republik samt Beilage

Der Notenwechsel über die gegenseitige Aner-
kennung weiterer akademischer Grade zwischen
der Republik Österreich und der Italienischen
Republik samt Beilage *) wird wie folgt berichtigt:

Der Punkt 8 der Beilage B zur Note des Öster-
reichischen Botschafters in Italien an den Minister
für Auswärtige Angelegenheiten der Italienischen
Republik vom 29. Oktober 1980 hat zu lauten:

„Magister der Philosophie der Studienrichtung
Politikwissenschaft nach den Bestimmungen der
Studienordnung vom 20. Mai 1978, BGBl.
Nr. 259/1978"

Im Punkt 8 der Beilage B zur Note des Ministers
für Auswärtige Angelegenheiten der Italienischen
Republik an den Österreichischen Botschafter in
Italien vom 29. Oktober 1980 wird das Wort „Poli-
tikwissenschaften" durch das Wort „Politikwissen-
schaft" ersetzt.

Sinowatz

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 448/1982

315. Änderung des Budapester Vertrages
über die internationale Anerkennung der Hin-
terlegung von Mikroorganismen für die
Zwecke von Patentverfahren, unterzeichnet in

Budapest am 28. April 1977

Die Versammlung des besonderen Verbandes hat
in Genf am 26. September 1980 beschlossen, den
Budapester Vertrag über die internationale Aner-
kennung der Hinterlegung von Mikroorganismen
für die Zwecke von Patentverfahren, unterzeichnet
in Budapest am 28. April 1977 *), wie folgt zu
ändern:

In Artikel 10 Absatz 7 Buchstabe a tritt an die
Stelle des Wortes „third" (englisch) bzw. „trois"
(französisch) das Wort „second" (englisch) bzw.
„deux" (französisch).

In der deutschen Übersetzung tritt folgende
Änderung ein:

In Artikel 10 Absatz 7 Buchstabe a tritt an die
Stelle des Wortes „drei" das Wort „zwei".

Diese Änderungen sind gemäß Artikel 14
Absatz 3 Buchstabe a des Vertrages am 24. Mai
1984 in Kraft getreten.

Sinowatz

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 104/1984
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316.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Österreich
nach Randnummer 2010 des ADR über die
Beförderung von Di-(äthylhexyl)-peroxydicar-
bonat in einer Lösung mit mindestens 25% ali-
phatischen Kohlenwasserstoffen mit einem Sie-

depunkt über 160 °C

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2550 und 2551 der Anlage A des ADR darf
Di-(äthylhexyl)-peroxydicarbonat in einer Lösung
mit mindestens 25% aliphatischen Kohlenwasser-
stoffen mit einem Siedepunkt über 160° C unter
folgenden Bedingungen im internationalen Stra-
ßenverkehr befördert werden:

1. Für das Peroxid sind die für Stoffe der
Klasse 5.2, Gruppe E, Ziffer 53, geltenden
Vorschriften entsprechend anzuwenden,
soweit nicht nachstehend Besonderheiten fest-
gelegt sind.

2. Die höchstzulässige Beförderungstemperatur
beträgt — 15 ° C. Die Temperatur muß regel-
mäßig überprüft werden. Die Grenztempera-
tur wird auf — 5 ° C festgesetzt.

3. Die Verpackung muß den Prüfanforderungen
der Verpackungsgruppe II entsprechen.

4. Die Prüftemperatur während der Fallprüfung
muß - 20 °C betragen.

5. Soweit sich die Festigkeitseigenschaften der
Innenverpackungen aus Kunststoff von
zusammengesetzten. Verpackungen unter
Füllguteinwirkung nicht wesentlich verän-
dern, ist der Nachweis der ausreichenden che-
mischen Verträglichkeit nicht erforderlich.
Als wesentliche Veränderung der Festigkeits-
eigenschaften sind anzusehen:
a) eine deutliche Versprödung;
b) eine erhebliche Minderung der Streck-

spannung, es sei denn, sie ist mit einer min-
destens proportionalen Erhöhung der
Streckdehnung verbunden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-



142. Stück - Ausgegeben am 3. August 1984 — Nr. 317 1975

tragsparteien, längstens jedoch bis zum 31. Dezem-
ber 1986.

Wien, 1984 06 19

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Berger

Bonn, den 22. 3. 1984

Die für das. ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag:
Bredemeier

Sinowatz

317.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Verkehrsminister der Republik
Italien und dem Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich gemäß Rn. 2010 und
10602 des ADR betreffend die Beförderung
von Dicumylperoxid in Tankcontainern mit
einem Fassungsraum von 1740 l

Artikel 1

In Abänderung der Bestimmungen der Rn. 2550
und 52121 (2) können Dicumylperoxid mit einem
Peroxidgehalt von höchstens 95% (Stoff der Klasse
5.2, Ziffer 16) und Dicumylperoxid mit einem
Peroxidgehalt von mehr als 95% (in Rn. 2551 nicht
aufgeführter Stoff) in Tankcontainern befördert
werden.

Artikel 2

Die Tankcontainer müssen den folgenden Bedin-
gungen entsprechen:

1. Werkstoff: rostfreier Stahl 304

2. Berechnungsdruck: 4 bar (Überdruck)

3. Prüfdruck: 4 bar (Überdruck)

4. Fassungsraum: 1740 1.
5. Mit einer Entlüftungseinrichtung versehen

sein, die eine flammendurchschlagssichere
Armatur enthält und der ein Sicherheitsventil
nachgeschaltet ist, das sich bei einem Über-
druck von mindestens 0,35 bar und höch-
stens 0,70. bar automatisch öffnet; das
Sicherheitsventil muß einen freien Durch-
gangsquerschnitt von einem halben Zoll
haben.
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6. Mit einem Deckel versehen sein, der sich bei
einem Überdruck von mindestens 0,70 bar
und höchstens 1,05 bar automatisch öffnet.
Der Durchmesser der mit diesem Deckel
verschlossenen Öffnung muß mindestens
65% des Tankdurchmessers betragen.

7. Alle Öffnungen müssen auf der Oberseite
angebracht sein.

8. Die Ausrüstungsteile sind mit einem Schutz
zu versehen, der sie vollständig umgibt und
aus einem Metall bestehen, das auf das Di-
cumylperoxid nicht als Katalysator einwir-
ken kann.

9. Die Tankcontainer können mit einer Heiz-
spirale ausgestattet sein; eine Sicherheitsvor-
richtung muß den Gebrauch der Heizspirale
bei geschlossenem Deckel unmöglich
machen.

10. Die Tankcontainer müssen einem Baumuster
entsprechen, das von einer von der zuständi-
gen Behörde einer Vertragspartei dieser Ver-
einbarung anerkannten Stelle zugelassen ist.

Artikel 3

Die Tankcontainer dürfen höchstens zu 80%
ihres Fassungsraumes mit flüssigem Dicumylper-
oxid gefüllt sein. Während der Beförderung muß
sich das Dicumylperoxid in festem Zustand befin-
den.

Artikel 4

Die Beförderungen müssen in geschlossenen
Ladungen in ISO-Containern erfolgen.

Artikel 5

Alle übrigen Vorschriften des ADR betreffend
Tankcontainer und die Beförderung der Stoffe der
Klasse 5.2, Ziffer 16, sind anzuwenden.

Artikel 6

Der Absender hat in das Beförderungspapier
zusätzlich zu den üblichen Angaben einzutragen:

„Nach Rn. 2010 und 10602 des ADR vereinbarte
Beförderung."

Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen Italien
und der Republik Österreich.

Wien, 1984 06 19

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Berger

Rom, 24. 3. 1984

Die für das ADR zuständige italienische Behörde:
Ing. Giulio Federici

Sinowatz
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318.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik über die Gleich-
wertigkeit der Reifezeugnisse für die Zulas-

sung zu den Universitäten

Die Republik Österreich und die Ungarische
Volksrepublik,

vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Staaten auf den Gebieten der
Wissenschaft und des Bildungswesens zu entwik-
keln und

der Jugend beider Staaten freien Zugang zu den
geistigen Gütern der beiden Staaten zu gewähren,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1
In diesem Abkommen bedeutet:
1. der Ausdruck „Reifezeugnis" alle Zeugnisse,

Bescheinigungen oder sonstigen Urkunden —
ohne Rücksicht auf die Form der Ausstellung
oder Registrierung —, die dem Inhaber das
Recht verleihen, seine Zulassung zu einer
Universität zu verlangen;

2. der Ausdruck „Universitäten":
a) die Universitäten;
b) die Institutionen, denen vom Vertrags-

staat, in dessen Hoheitsgebiet sie gelegen
sind, Universitätscharakter zuerkannt
wird.

Artikel 2

(1) Für die Zulassung zu den in seinem Hoheits-
gebiet gelegenen Universitäten anerkennt jeder der
beiden Vertragsstaaten die Gleichwertigkeit der im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ausge-
stellten Reifezeugnisse.

(2) In den beiden Vertragsstaaten sind für die
Zulassung zu den einzelnen Studienrichtungen
beziehungsweise Fachrichtungen die Vorschriften
jenes Vertragsstaates anzuwenden, in. dem diese
Zulassung beantragt wird.

(3) Die Zulassung zu den einzelnen Universitä-
ten erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren Plätze.

Artikel 3
Die Vertragsstaaten werden einander innerhalb

eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkommens
schriftliche Mitteilungen über die zur Durchfüh-
rung der Bestimmungen des vorstehenden Artikels
getroffenen Maßnahmen übermitteln.
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Artikel 4

Für die Beratung aller Fragen, die sich aus der
Durchführung dieses Abkommens ergeben, wird
eine Ständige Expertenkommission eingesetzt. Die
Ständige Expertenkommission besteht aus je drei
von jedem der beiden Vertragsstaaten zu ernennen-
den Mitgliedern. Die Liste der Mitglieder wird dem
Vertragsstaat auf diplomatischem Wege übermit-
telt. Die Ständige Expertenkommission tritt auf
Wunsch eines der Vertragsstaaten zu einer Sitzung
zusammen. Der Tagungsort wird jeweils verein-
bart.

Artikel 5

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Wien ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des drit-
ten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in
dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wer-
den.

(3) Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte
Dauer abgeschlossen. Es kann jederzeit von einem
der Vertragsstaaten schriftlich auf diplomatischem
Wege gekündigt werden. Die Kündigung tritt ein
Jahr nach Einlangen der Notifikation beim anderen
Vertragsstaat in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten Bevoll-
mächtigten das vorliegende Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Budapest am 16. Juli 1982 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und ungarischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Firnberg m. p.

Für die Ungarische Volksrepublik:

Köpeczi m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 29. Juni 1984 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 Absatz 2 am
1. September 1984 in Kraft.

Sinowatz


